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Liebe Mitglieder, 
liebe Freundinnen und Freunde der Asylarbeit, 
 

es ist wieder so weit: Am 4. und 5. Mai haben die Innenminister des Bundes und der Länder getagt. Wieder 
einmal ging es in Garmisch-Partenkirchen u. a. auch um das Thema „Bleiberecht“: Als TOP 6 wurde das 
Thema „Bleiberecht für Asylbewerber mit langjährigem 
Aufenthalt sowie für Ausländer, die über Jahre nicht ins 
Herkunftsland zurückgeführt werden konnten“ 
behandelt.  
Außerdem wurde über die abschiebungsrelevante Si-
tuation in Togo und über Rückführungen in den Irak 
debattiert. Genug Themen also, um genau zuzuhören 
und sich einzumischen. 
Parallel zur Innenministerkonferenz hat die Initiative 
„Jugendliche ohne Grenzen“, wie bereits schon im ver-
gangenen Herbst in Karlsruhe einen Kongress durch-
geführt, zu dem vor allem Jugendliche eingeladen 
waren, die von einer Bleiberechtsregelung profitieren 
würden. Die Ergebnisse der Konferenz waren bei 
Redaktionsschluss noch nicht bekannt. Selbstverständlich halten wir sie aber über www.fluechtlingsrat-
bw.de und unseren Mailverteiler auf dem Laufenden. In diesem Heft finden Sie außerdem unsere 
Pressemitteilung zum Thema.  

Im farbigen Innenteil des Heftes befindet sich der neue, aktuelle Fortbildungskatalog für das laufende 
Projektjahr. Wir freuen uns, dass wir Ihnen im fünften Jahr in Folge ein umfangreiches und, wie wir finden, 
interessantes Angebot machen zu können. Bitte wenden Sie sich bei Interesse an einer der 
Veranstaltungen an die Geschäftsstelle.  

Außerdem haben wir Ihnen Informationen zu den Fluchtländern Togo und Afghanistan sowie, wie immer, 
verschiedene Tipps und Termine zusammengestellt. Auf der letzten Seite finden Sie schließlich ein erstes 
Programm für unsere Tagung mit Plenum am 24. Juni in Stuttgart. 
 

Im Namen des Sprecherrates und der Geschäftsstelle 
 
Reiner Klass und Angelika von Loeper 
 
 

BleiberechtskampagneBleiberechtskampagneBleiberechtskampagneBleiberechtskampagne    

Flüchtlingsrat BadenFlüchtlingsrat BadenFlüchtlingsrat BadenFlüchtlingsrat Baden----Württemberg appelliert an die InnenminiWürttemberg appelliert an die InnenminiWürttemberg appelliert an die InnenminiWürttemberg appelliert an die Innenminisssster ter ter ter 

der Länder: der Länder: der Länder: der Länder:     

Bei der kommenden Innenministerkonferenz muss endlich ein Bleiberecht für lange hier Bei der kommenden Innenministerkonferenz muss endlich ein Bleiberecht für lange hier Bei der kommenden Innenministerkonferenz muss endlich ein Bleiberecht für lange hier Bei der kommenden Innenministerkonferenz muss endlich ein Bleiberecht für lange hier 
lebende Flüchtlilebende Flüchtlilebende Flüchtlilebende Flüchtlinge beschlossen werdennge beschlossen werdennge beschlossen werdennge beschlossen werden    
 
Morgens um 2 Uhr im Januar dieses Jahres umstellen mehrere Polizisten das Haus der Familie Zenunaj aus 
Wilhelmsdorf in Südbaden und reißen die Eltern und die drei Kinder aus dem Schlaf. Der Befehl heißt: 
fertig machen für den Abtransport in den Kosovo. Herr Zenunaj, Angehöriger einer verfolgten Minderheit 
aus dem Kosovo, kam 1990 allein mit 15 Jahren, also selbst noch ein Kind, nach Deutschland und lebte 
seither in Wilhelmsdorf. Er ist verheiratet mit einer Frau, die ebenfalls schon als Kind mit ihrer Familie aus 
dem Kosovo nach Deutschland gekommen war. Wilhelmsdorf war nicht nur für die drei Kinder sondern 
bereits für die Eltern Heimat. Mit welcher Hartherzigkeit gehen unsere Gesetzgeber, mit welcher 
Unmenschlichkeit unsere Behörden vor, wenn eine Abschiebung unter solchen Umständen rechtens sein 
soll? Das Schicksal von Familie Zenunaj ist leider kein Einzelfall. Täglich werden Familien, die seit fünf, 

TäglicTäglicTäglicTäglich h h h 
werden werden werden werden 
Familien, die Familien, die Familien, die Familien, die 
seit Jahren seit Jahren seit Jahren seit Jahren 
hier leben, hier leben, hier leben, hier leben, 
abgeschoabgeschoabgeschoabgescho----
ben!ben!ben!ben!    
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zehn oder mehr Jahren in Baden-Württemberg leben, hier ihren Lebensmittelpunkt haben, sich in das Le-
ben hier eingefügt haben, meist auch Steuern und Sozialabgaben zahlen, gnadenlos abgeschoben. 
 
Seit langem kämpfen nicht nur Flücht-
lingsorganisationen und Kirchen, son-
dern auch namhafte Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens sowie einzelne 
Politiker aller Parteien für eine Bleibe-
rechtsregelung für Flüchtlinge, die seit 
vielen Jahren hier leben, weil eine 
Rückkehr bisher für sie unmöglich oder 
unzumutbar war.  
 
Auch die halbjährlich tagende Innen-
ministerkonferenz hat das Thema 
mehrfach auf ihre Agenda gesetzt, aber 
eine Altfallregelung immer wieder 
verworfen, obwohl die Mehrzahl der 
Länder sie begrüßen würde. Bei den 
einstimmig zu fassenden Beschlüssen konnten sich immer wieder einige wenige Länder, Baden-Württem-
berg, Bayern und Niedersachsen, mit ihrem Nein durchsetzen. Beim letzten Treffen im Dezember erkannte 
der Vorsitzende Heribert Rech immerhin an: „Uns allen ist klar, dass es hier ganz konkret um das Schicksal 
von Menschen geht, die schon längere Zeit bei uns sind.“ Doch konkrete Konsequenzen wurden aus dieser 
Erkenntnis nicht gezogen; man wolle erst die Auswertung einer Evaluation des Zuwanderungsgesetzes 
abwarten. Aber es ist längst erwiesen, dass die Regelungen des neuen Gesetzes das Problem der 
Flüchtlinge mit langem Aufenthalt nicht generell lösen. Die Härtefallregelung in Baden-Württemberg z. B. 
sieht in einer langjährigen ausländerrechtlichen Duldung und hiesigem Schulbesuch der Kinder keinen 
Grund für die Gewährung eines Bleiberechts. 
 
Umso erfreulicher ist es, dass kürzlich ein namhafter CDU-Politiker, Staatsminister Willi Stächele, Chef der 
CDU Südbaden eine Lockerung der bisherigen Gesetze fordert. „Wir müssen die teilweise unsinnigen, ku-
riosen und menschenunwürdigen Abschieberegeln reformieren“, sagte er. Die erste Vorsitzende des 
Flüchtlingsrats Baden-Württemberg, Angelika von Loeper, begrüßte, dass endlich einmal ein CDU-Politiker 
die menschliche Seite des Problems klar und deutlich angesprochen habe. „Die Gesellschaft hat dafür kein 
Verständnis. Die menschliche Seite dieser Fälle muss deshalb stärker in den Blickpunkt gerückt werden. 
Wir brauchen Regeln, die menschliche Dramen verhindern“, hatte Stächele am 4. April in Freiburg gesagt. 

 
In Baden-Württemberg leben 16.137 (Stichtag 31.3.2005) Menschen 
seit mindestens fünf Jahren im Schwebezustand der Duldung, davon 
10.O93 seit zehn und mehr Jahren. Es bedarf nur eines politischen 
Entschlusses, diesen Flüchtlingen ein dauerndes Aufenthaltsrecht zu 
geben. Das Land könnte dadurch nur gewinnen. Durch die 
Normalisierung ihres Zugangs zum Arbeitsmarkt würden 
Sozialhilfeleistungen wegfallen; vor allem aber würde damit ein Bei-
trag zum gesellschaftlichen Frieden im Land geleistet. 
 
Am 4./5. Mai findet wieder eine Innenministerkonferenz statt. Es ist 
zu hoffen, dass Minister Stächele nicht ein einsamer Rufer in der 
Wüste bleibt. Der Flüchtlingsrat Baden-Württemberg richtet einen 
dringenden Appell an die Innenminister der Länder, endlich eine 
großzügige Bleiberechtsregelung zu beschließen, um den Flüchtlin-
gen, die längst zu uns gehören, eine Lebensperspektive zu geben. 
 
Ulrike Duchrow 
 
 

IMK IMK IMK IMK 
verweigert verweigert verweigert verweigert 

sich bislang sich bislang sich bislang sich bislang 
einer einer einer einer 

BleiberechtsBleiberechtsBleiberechtsBleiberechts----
regelung!regelung!regelung!regelung!    
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Sammelabschiebungen nach TogoSammelabschiebungen nach TogoSammelabschiebungen nach TogoSammelabschiebungen nach Togo    
Unter der Überschrift „Abschiebecharter hebt 
heimlich ab“ berichtet die taz in der Ausgabe 
vom 26. April über eine Massenabschiebung ab 
Hamburg nach Togo -, eine Woche, bevor die 
Innenminister bei ihrem Treffen in Garmisch 
über die „abschiebungsrelevante Situation in 
Togo“ debattieren werden und trotz einer Emp-
fehlung der Vereinten Nationen, derzeit nicht in 
dieses Land abzuschieben. 
Flüchtlinge aus Togo erhalten nach wie vor nur 
in den allerseltensten Fällen eine Anerkennung. 
Nach Angaben des BAMF wurden 2005 von 
674 Anträgen nur fünf positiv beschieden. 

LänderinfosLänderinfosLänderinfosLänderinfos    
Togo 

Die Welt zu Gast bei Freunden? Die Welt zu Gast bei Freunden? Die Welt zu Gast bei Freunden? Die Welt zu Gast bei Freunden? ---- Verfolgung und Normalität in  Verfolgung und Normalität in  Verfolgung und Normalität in  Verfolgung und Normalität in 
TTTToooogogogogo    
Fußball ist in Togo populär. Besonders die Bundesliga hat international kaum ein so treues Fanpublikum 
wie in Togo. Immerhin hier besteht zwischen Opfern und Bütteln der togoschen Diktatur ein nationaler 
Konsens. Kaum Schlagzeilen indes machen die Geschäfte, die internationale und bundesdeutsche Ta-
lentsucher mit jungen und ambitionierten Fußballern aus Togo und anderen westafrikanischen Ländern 
machen. Der Menschenhandel blüht auch im Sportgeschäft. In Togo herrscht derweil die „crise sociopoli-
tique“ als Dauerzustand. 
 
Togo hat in den 38 Jahren der Diktatur unter Eyadéma sen. einen dramatischen wirtschaftlichen und so-
zialen Niedergang erlitten und das Ende der Talfahrt ist noch nicht abzusehen. „Crise sociopolitique“ ist seit 
Anfang der 90er Jahre eine übliche Umschreibung dieses Zustands. Während die Opposition mit diesem 
Schlagwort das Desaster bezeichnet, das die korrupte Regierungsmafia angerichtet hat, meint das Regime 
mit diesem Ausdruck eine vorübergehende Schwäche, die das Land vor allem den Aktivitäten der 
Opposition verdankt. Eingeklemmt zwischen diesen beiden Polen ist die ausgezehrte Bevölkerung, die die 
katastrophalen  Lebensbedingungen mit bewundernswertem Gleichmut hinnimmt. 
 
Der Diktator ist tot Der Diktator ist tot Der Diktator ist tot Der Diktator ist tot –––– Es lebe die Diktatur! Es lebe die Diktatur! Es lebe die Diktatur! Es lebe die Diktatur!    
 
Als Eyadema sen. im Februar 2005 plötzlich stirbt und die Armee dessen Sohn Faure Gnassingbé an die 
Mach putscht, treten an die Stelle der eher gemütlichen Dauerkrise bürgerkriegsähnlichen Zustände. Das 
Volk ist nicht mehr bereit, eine weitere Diktatorengeneration aus dem Eyademaclan zu ertragen. Es kommt 
zu Streiks und Demonstrationen, welche Sicherheitskräfte und Armee brutal niederschlagen. Unter dem 
Druck von AU und ECOWAS findet sich Gnassingbé im April schließlich zu einer Art Wahl bereit, die einem 
Handbuch der Wahlfälschung entstammen könnte und die er erwartungsgemäß gewinnt. AU, ECOWAS und 
der Eyademafreund Chirac bezeichnen den Wahlverlauf nichtsdestotrotz als legitim und erklären eiligst den 
verfassungsmäßigen Zustand für wieder hergestellt. Dass der neue Präsident mit dem Putschisten, dem 
man im Februar mit Sanktionen drohen musste, identisch ist, stört nun niemanden mehr. Nur das 
togoische Volk, dessen Aufstand gegen die Diktatur auch von der Hoffnung auf Hilfe aus dem Ausland 
getragen war, sieht sich wieder einmal schändlich betrogen. 
 
Nationale Versöhnung nach Art des HausesNationale Versöhnung nach Art des HausesNationale Versöhnung nach Art des HausesNationale Versöhnung nach Art des Hauses    
 
Nach der Anerkennung des neuen/alten Regimes fordert die AU den Präsidenten auf, die Opposition an der 
Regierung zu beteiligen. Und während sich die Opposition noch damit abmüht, Bedingungen für eine 

Zusammenarbeit zu formulieren, zaubert Faure 
Gnassingbé den Pseudooppositionellen Edem Kodjo 
als neuen Premierminister aus dem Hut, kauft noch 
ein paar Oppositionspolitiker hinzu und bildet eine 
„Regierung der nationalen Versöhnung“. Kodjo, der 
sich in kritischen Zeiten als demokratisches Fei-
genblatt der Eyadema-Regierung bereits bewährt 
hatte, ist wieder in seine alte Rolle geschlüpft. Wen 
wundert da noch, dass der Hardliner Kpatcha 
Gnassingbé, ein Bruder des Präsidenten, zum Ver-
teidigungsminister ernannt wird, und weitere 
Schlüsselpositionen in Verwaltung, Wirtschaft und 
Armee – sofern sie es vorher nicht schon waren mit 
Mitgliedern und Getreuen der Familie besetzt wer-
den. 
 

Die Normalität der FriedhofsruheDie Normalität der FriedhofsruheDie Normalität der FriedhofsruheDie Normalität der Friedhofsruhe    
 
Während ab Ende Mai 2005 die alte „Crise sociopolitique“ wieder störungsfrei ihren gewohnten Gang 
nimmt, ziehen Menschenrechtsorganisationen eine Bilanz aus den blutigen Ereignissen: Im Süden, der 
nach Auszählung von NGO-Beobachtern zu 80% die Opposition gewählt hatte, soll es zu regelrechten 

Das Land Das Land Das Land Das Land 
wird von wird von wird von wird von 
Familie Familie Familie Familie 
Gnassingbé Gnassingbé Gnassingbé Gnassingbé 
regiert.regiert.regiert.regiert.    
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Udo Dreutler‚ Mitglied des Sprecherrats, hat 
im September/Oktober 2005 eine knapp 
vierwöchige Reise nach Afghanistan unter-
nommen und versucht, sich selbst vor Ort ein 
Bild zu machen. Der Bericht gibt einige Ein-
drücke wieder. 
Von den Eindrücken der Reise ist außerdem 
ein Film („Rückkehr nach Afghanistan? – 
Was rückkehrende Flüchtlinge dort erwar-
tet“) entstanden, der zum Preis von 12 Euro 
bei Udo Dreutler (dreutler@fluechtlingsrat-
bw.de) erworben werden kann. Die Bilder im 
Text sind diesem Film entnommen. 

Menschenjagden gekommen sein. Einige Krankenhäuser hatten auf Druck des Militärs sogar die Be-
handlung von verletzten Demonstranten abgelehnt. Als Ergebnis der blindwütigen Verfolgung durch Armee 
und Sicherheitskräfte nennt die togoische Menschenrechtsliga LTDH 810 Tote, über 4000 Verletzte und 
38.000 Menschen, die nach Benin und Ghana geflohen sind. Eine UNO- Kommission korrigiert diese 
Zahlen später etwas nach unten, stimmt aber mit der LTDH darin überein, dass es sich bei den Opfern 
vorwiegend um unbewaffnete Demonstranten, häufig auch um völlig unbeteiligte Menschen gehandelt 
habe. Auch nach der Bildung der „Versöhnungsregierung“ geht die Verfolgung weiter: Journalisten werden 
inhaftiert und misshandelt, das Schicksal von Verschwundenen wird nicht aufgeklärt, die Gefängniszellen 
öffnen sich nicht und von Aufklärung der Massaker kann keine Rede sein. Derweil versucht der Präsident, 
die ins Ausland geflohenen Togoer mit Amnestieversprechungen zurück zu locken. Doch die widerstehen 
der Charmeoffensive und bleiben vorerst hartnäckig in 
ihren Lagern.  
 
Armut und Unwissenheit Armut und Unwissenheit Armut und Unwissenheit Armut und Unwissenheit –––– die Säulen  die Säulen  die Säulen  die Säulen der Diktaturder Diktaturder Diktaturder Diktatur    
 
Horrende Preissteigerungen bei allen lebenswichtigen Gütern haben das ausgezehrte Land an den Rand 
des Kollapses getrieben. Medizinische Versorgung, Bildung und anderen Luxus können sich nur noch die 
wenigen leisten, die einen einträglichen Job haben. Da staatliche Löhne am Monatsende häufig ausblei-
ben, sind „Nebeneinkünfte“ für Staatsbedienstete ein Muss. Auf diese Weise wird Korruption ein Teil des 
Entlohnungssystems. Die große Mehrheit der Bevölkerung schlägt sich jedoch im informellen 
Sektor oder in der Landwirtschaft durch, meist ohne Zugang zu Trinkwasser oder Elektrizität. Hunger ist 
keine Seltenheit. Der Kampf ums tägliche Überleben nimmt die Menschen so vollkommen in Anspruch, 
dass kein Raum für politische Aktivitäten ist. Schülerkarrieren scheitern am Geldmangel, Kinder werden 
verkauft und Frauen in die Prostitution gezwungen. Wen wundert es da, dass zu den Jubelfeiern des Re-
gimes tausende verarmter Dörfler für ein Taschengeld und ein neues „Gnassingbé-Outfit“ bereit sind, sich 
auf Armeelastern in die Hauptstadt karren zu lassen, um dem Präsidenten und seiner Partei zu huldigen.  
 
Geisterglauben und Fetischismus haben in Togo Tradition. Heute ist die desolate Situation der Menschen 
ein idealer Nährboden für solche Praktiken. Der gewitzte Eyadéma sen. hat als „grand féticheur“ das Volk 
des Öfteren zum Narren gehalten. Und wir sollten uns darauf einstellen, dass auch die neue togoische 
Regierung jeden noch so bescheidenen Sieg ihres Fußballteams bei der anstehenden WM auf das Er-
folgskonto der Staatsmacht verbuchen wird. Bleibt zu hoffen, dass sich ein paar mutige Togoer finden 
werden, die am Rande der Ereignisse der deutschen Öffentlichkeit reinen Wein über die Zustände in ihrer 
Heimat einschenken werden. 

 
 
Afghanistan 

Afghanistan ist nAfghanistan ist nAfghanistan ist nAfghanistan ist nichichichicht so sicher, wie mancher glaubtt so sicher, wie mancher glaubtt so sicher, wie mancher glaubtt so sicher, wie mancher glaubt    
Udo Dreutler 
 
Nein, Afghanistan ist nicht sicher. Wer das bezweifelt, 
mag sich die Mühe machen, seinen Reisepass an die 
afghanische Botschaft zu senden und ein Touristenvi-
sum zu beantragen. Recht schnell erhält er unter 
Hinweis auf die Reisewarnung des Bundesaußenmi-
nisteriums die Antwort, dass derzeit keine Touristen-
Visa ausgegeben werden. Vielmehr werden Visa aus-
schließlich erteilt, wenn eine Einladung und eine Be-
fürwortung eines afghanischen Ministeriums vorliegen. 
 
Dass das Auswärtige Amt der Bundesrepublik ein 
„hohes Sicherheitsrisiko für Reisen in und nach Af-
ghanistan“ sieht ist zweifellos gerechtfertigt: 
 
 
� Auch in Afghanistan fordern Selbstmordattentäter und Minen- Hinterhalte unschuldige Opfer. In den 3½ 

Wochen, die ich im Lande verbrachte, starben auf diese Weise 32 Menschen. Im Laufe des Jahres 
2005 mehr als 1.600! Die weitaus größere Mehrheit der Betroffenen sind Afghanen!  

 

TogoTogoTogoTogo steht am  steht am  steht am  steht am 
Rande eines Rande eines Rande eines Rande eines 

Kollapses.Kollapses.Kollapses.Kollapses.    

Auswärtiges Auswärtiges Auswärtiges Auswärtiges 
Amt: „Hohes Amt: „Hohes Amt: „Hohes Amt: „Hohes 

SicherheitsrisiSicherheitsrisiSicherheitsrisiSicherheitsrisi----
ko für Reisen ko für Reisen ko für Reisen ko für Reisen 

nach nach nach nach 
AfghanistanAfghanistanAfghanistanAfghanistan“.“.“.“.    
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� Bestimmte Gruppen zahlen gerne 15.000 Euro Kopfgeld für einen entführten Ausländer. Sie hoffen 
damit internationale Aufmerksamkeit zu erheischen und den Aufbau der Demokratie im Lande zu 
stören.  

 
� Der südliche Teil Afghanistans und das östliche Grenzgebiet nach Pakistan wurden von der Reiseroute 

gestrichen. Diese Landesteile sind nach wie vor quasi Kriegsgebiet. 
 
Gewohnt habe ich in einem Gästehaus der IOM, der In-
ternationalen Organisation für Migration. An die Dop-
pelwachen rund um die Uhr, die vergitterten Fenster und 
an den fast vier Meter hohen Zaun, der das Gebäude 
umgibt, habe ich mich rasch gewöhnt. Alle öffentlichen 
oder international genutzten Gebäude sind so gesichert -  
meist zusätzlich sogar mit einer massiven Stahlschranke 
oder einem Betonlabyrinth vor dem Eingang. Das stellt 
sicher, dass Sprengstoff- Attentäter das Tor nicht einfach 
mit einem Fahrzeug durchbrechen können. Kurzum: wir 
befinden uns in einem Kriegsland. 
 

All dies drängt die Frage auf: Lässt sich die Rückführungspolitik der Bundesrepublik, und wie sind die Wi-
derrufe von Flüchtlingsanerkennungen durch das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zu rechtfertigen? 
 
Aktuell betroffen von dieser Politik sind etwa 16.000 derzeit ausreisepflichtige Afghanen. Hinzu kommen 
die Personen und Familien, deren Anerkennung widerrufen und deren Aufenthaltsgenehmigung nicht 
verlängert wurde. 
 
UNHCR, vertreten durch Frau Katharina Lumpp, sieht das sehr viel differenzierter. Sie betont u. a. die 
Forderung, Rückführungen ausschließlich in Abstimmung mit den örtlichen Behörden in Afghanistan und 
dem UNHCR durchzuführen und zwar erst nach individueller Prüfung aller Umstände des Einzelfalls. 
 
Dies wurde auch dem baden-württembergischen Innenminister, Heribert Rech, dargelegt, der Kabul zwei 
Tage nach meinem Rückflug für 36 Stunden besuchte. Er machte sich vor Ort ein Bild, um der IMK am 8. 
und 9.12.2005 in Karlsruhe berichten zu können. In Kabul zeigte sich der Minister aufgeschlossen. Die 
Revision des Rückführungsbeschlusses der Innenministerkonferenz vom 24.06.2005 konnte er aber of-
fensichtlich nicht durchsetzen.  
 
Was also erwartet Afghanistan- Rückkehrer in ihrer Heimat? 
 
1. Das Problem Wohnraum:1. Das Problem Wohnraum:1. Das Problem Wohnraum:1. Das Problem Wohnraum:    
 
Im Laufe der verschiedenen Kriegsphasen waren ca. 10 Millionen, fast jeder 2. Afghane, auf der Flucht. . . . 
Nach dem Sturz der Taliban Ende 2001 setzte spontan ein Rückkehrerstrom aus den Nachbarländern ein. 
In nur vier Jahren hat das zerstörte und verarmte Land fast 5,5 Mio. Rückkehrer aufgenommen! Etwa 70 % 
davon sind wohnungslos, die meisten davon besitzen auch kein Land, oder der Besitz wird von Dritten 
strittig gemacht.    Im Ergebnis entstehen wilde    Siedlungen.  
 
Kabul zählte vor dem Krieg    etwa 750.000 Einwohner. Heute schätzt man dass hier fast 4,5 Millionen 
Menschen leben, einige tausend davon in Notquartieren, in Ruinen oder Zelten, und das nicht nur vorü-
bergehend, sondern seit einigen Jahren -  ohne Aussicht auf Änderung! 
 
Nur etwa sechs Prozent der Haushalte in Kabul sind regelmäßig mit Strom versorgt, allerdings auch das nur 
stundenweise. Es gibt keine Kanalisation. 80 % der Häuser und Wohnungen haben keine Wasserver-
sorgung. Die Wasserqualität der öffentlichen Brunnen ist schlecht. 
 
Auch in anderen großen Städten ist die Situation nicht anders. In dem inzwischen geschlossenen Auf-
fanglager Maslakh bei Herat leben zurzeit ca. 15.000 Menschen in einfachsten Ein-  oder Zwei- Raum- 
Einheiten, die außer Wänden, Dach und Türen nichts anzubieten haben als gestampftem Lehmboden. Auf 
12 oder 20 m² Wohnfläche leben vier bis zehn Personen. Der „Sanitärraum“, d. h. das Toilettenhäuschen – 
ohne Wasser - ist zugleich die einzige Waschgelegenheit. Wegen der Geruchsbelästigung liegt es etwa zwei 
Meter abseits der Wohneinheit.  

70 % der 70 % der 70 % der 70 % der 
Rückkehrer Rückkehrer Rückkehrer Rückkehrer 
sind sind sind sind 
wohnungsloswohnungsloswohnungsloswohnungslos    

Sind Sind Sind Sind 
Widerrufe Widerrufe Widerrufe Widerrufe 
und Rückfühund Rückfühund Rückfühund Rückfüh----
rungen nach rungen nach rungen nach rungen nach 
Afghanistan Afghanistan Afghanistan Afghanistan 
zu rechtfertizu rechtfertizu rechtfertizu rechtferti----
gen?gen?gen?gen?    


